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BESCHLUSS

__________________________________________________________________

des 54. Ord. Bundesparteitages der FDP, Bremen, 16. - 18. Mai 2003
___________________________________________________________________
Aufhebung von Blockaden in der Forschungspolitik –

Verlässliche Forschungspolitik statt Orientierungslosigkeit 
der Bundesregierung
Die Forschungspolitik der jetzigen Bundesregierung, gekennzeichnet durch Mittelkürzungen, eine ideologisch orientierte Umschichtung der Forschungsschwerpunkte und eine ständige politische Umorientierung ohne wissenschaftliche Evaluation, führt zwangsläufig zu einem Absinken der in Deutschland erbrachten Forschungsleistungen  in die Mittelmäßigkeit und in der Folge zum Verlust der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft. Im weltweiten wirtschaftlichen Wettbewerb kann Deutschland nur dann überleben, wenn dieser auch in Deutschland von einem fortschreitenden und deutlich intensiveren Wissenszuwachs begleitet wird.
Die FDP fordert deshalb:

1. Eine Mittelerhöhung, zumindest  in dem von der Bundesregierung ursprünglich zugesagten Umfang für die Forschungs-Gesellschaften und -Gemeinschaften. Dies ist umso dringlicher, da die Wirtschaft in Deutschland mittlerweile zwei Drittel von den gesamten Forschungsaufwendungen trägt. Zudem muss man feststellen, dass die Wirtschaft in zunehmendem Umfang aus der Grundlagenforschung aussteigt.

2. Eine Verbesserung der Koordination der Forschungsaufgaben zwischen den Forschungseinrichtungen sowie eine systematische und vergleichende Evaluierung ihrer Forschungsleistungen.

3. Die Einführung eines leistungsorientierten  Wissenschaftstarifs in Anlehnung an Kriterien, die für die Evaluierung von Forschungseinrichtungen angewandt werden.

4. Den Abbau von bürokratischen und gesetzlichen Hürden, die die Forschung behindern. Das heiß. z. B., dass eine Behinderung und ein Aufschub im Vollzug aus ideologischen Gründen nicht akzeptiert werden kann. Konkret geht es etwa um

· die fehlende formale Betriebsgenehmigung für den Forschungs-Reaktor München 2 (FRM 2) als für die Grundlagenforschung und die Materialwissenschaften wichtige Neutronenquelle in Europa,

· die ablehnende Haltung des Bundesforschungsministeriums zum Bau der wichtigsten und stärksten Neutronen-Spallationsquelle (ESS) in Europa,

· die halbherzige Entscheidung für einen Röntgenlaser am DESY in Hamburg vor dem

· Hintergrund der Grundsatzentscheidung für das Projekt TESLA (wichtiges Großforschungsgerät zur Strukturaufklärung der Materie), 

· den Fadenriss bei der weiteren Nuklearforschung (Kernfusion und Kernspaltung), in Bezug auf den Kompetenzerhalt Deutschlands und die Vermarktung der bisher erzielten  Forschungsergebnisse.

5. Einen ausreichenden Schutz geistigen Eigentums zu gewährleisten. Vor allem forschungsintensive Unternehmen sind auf einen wirksamen und sicheren Patentschutz ihrer Erfindungen angewiesen, um Chancen und Risiken von F&E-Investitionen richtig einordnen zu können.

6. Die Umsetzung der Europäischen Biopatentrichtlinie  ohne Abstriche in deutsches Recht. 

7. Eine zügige Verabschiedung der europäischen Verordnung für das Gemeinschaftspatent. Dabei soll eine Neuheitsschonfrist, wie sie in den USA und Japan bereits existiert, Forschern innerhalb eines halben Jahres die Möglichkeit geben, nach einer erstmaligen Veröffentlichung ihrer Forschungsergebnisse einen Patentantrag zu stellen. 

